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Verbandssanktionengesetz 

Unternehmen bestrafen – Manager treffen?  
 

Mit dem Entwurf eines Verbandssanktionenge-

setzes will das Bundesjustizministerium Unter-

nehmen für Straftaten ihrer Angestellten zur 

Rechenschaft ziehen. Bußgelder von bis zu zehn 

Prozent des Jahresumsatzes sollen künftig mög-

lich sein. Da die Möglichkeit, Entscheidungsträ-

ger dafür in Regress zu nehmen, nicht ausge-

schlossen ist, kommen neue Haftungsrisiken auf 

Manager und ihre D&O-Versicherer zu.  

Ob Diesel-Affäre oder Cum-Ex-Skandal: Regelmä-

ßig treten Unternehmen als quasi-kriminelle Ak-

teure in Erscheinung. Strafbar machen können sie 

sich nach deutschem Recht jedoch nicht. Denn als 

Straftäter kommen hierzulande nur natürliche 

Personen, also Menschen, infrage. Unternehmen 

selbst können nur Ordnungswidrigkeiten bege-

hen und werden dafür vergleichsweise milde 

„bestraft“. 

Dem Gesetzgeber ist dieser Umstand seit länge-

rem ein Dorn im Auge, und so schwelt seit eini-

gen Jahren die Diskussion um ein eigenes Unter-

nehmensstrafrecht in Deutschland. Jetzt hat das 

Bundesjustizministerium einen ersten Entwurf für 

ein sogenanntes Verbandssanktionengesetz vor-

gelegt – und der hat es in sich. 

Bußgelder in Milliardenhöhe möglich 

Unternehmen und andere Organisationen sollen 

künftig mit hohen Strafen zur Rechenschaft gezo-

gen werden für kriminelle Handlungen ihrer Füh-

rungskräfte oder Mitarbeiter im In- und Ausland, 

die diese zum Vorteil des Unternehmens bege-

hen. Bisher konnten sich Ermittlungsbehörden 

bei der Sanktionierung von Unternehmen nur des 

Ordnungswidrigkeitengesetzes bedienen, das 

aber Bußgelder bei 10 Mio. Euro deckelt. Eine 

Milliardenzahlung, wie sie Volkswagen für den 

Dieselskandal 2018 an das Land Niedersachsen 

leisten musste, setzte sich tatsächlich nur aus 5 

Mio. Euro Bußgeld und 995 Mio. Euro Gewinnab-

schöpfung zusammen. Eine Gewinnabschöpfung 

stellt aber keine Bestrafung dar, sondern gleicht 

nur Vorteile aus einem Fehlverhalten aus, soll 

also den Zustand vor der Ordnungswidrigkeit 

wiederherstellen. 

Künftig sind Bußgelder von bis zu zehn Prozent 

des Jahresumsatzes möglich. Damit werden Straf-
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zahlungen in Dimensionen möglich, wie wir sie 

schon aus medienwirksamen Kartellverfahren der 

vergangenen Jahre kennen. Bußgeldforderungen 

sollen zudem nicht nur höher ausfallen, sondern 

auch häufiger ergehen. Denn das Opportunitäts-

prinzip weicht dem Legalitätsprinzip: Besteht der 

Verdacht einer Verbandsstraftat, liegt es künftig 

nicht mehr im Ermessen der zuständigen Staats-

anwaltschaft, ob sie diesem nachgeht. Sie wird 

ermitteln müssen. 

Offene Fragen in vielen Bereichen 

Der Gesetzesentwurf der Bundesjustizministerin 

ist mit weiteren Ideen gespickt, die für lebhafte 

Diskussionen sorgen, darunter unter anderem:  

 Rechtsnachfolger sollen für Straftaten haf-

ten, die in Unternehmen verübt wurden, 

die durch Fusion, Aufsplittung oder Über-

nahme verschwunden sind. Das macht 

M&A-Transaktionen riskant.  

 Interne Untersuchungen im Unternehmen 

sollen gang und gäbe werden, und die 

Staatsanwaltschaft soll vollen Zugriff auf 

die Ergebnisse erhalten. Dafür lockt der 

Gesetzgeber mit Aussetzen der Strafverfol-

gung, Verzicht auf öffentliche Bekanntma-

chung und milderen Sanktionen – auf Kos-

ten in Verdacht geratener Mitarbeiter? 

 Auch nachweisbare Compliance-Systeme 

sollen strafmildernd wirken. Warum aber 

Unternehmen für ein System belohnt wer-

den sollen, das offenkundig nicht wirksam 

war, beantwortet die Gesetzesbegründung 

leider nicht. 

Insgesamt schafft der vorliegende Referenten-

entwurf reichlich Unklarheit (angefangen beim 

unbestimmten Begriff der „Verbandsstraftat“) 
und bleibt in vielen Bereichen vage. Die 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat bereits klarge-

stellt, dass ihr der Entwurf zu weit geht. Auch aus 

den Industrieverbänden ist die Kritik laut. In der 

vorliegenden Form wird der Entwurf also nicht 

Gesetz werden. 

Unternehmen und ihre Manager sollten sich aber 

allein deshalb nicht entspannt zurücklehnen. Es 

ist breiter politischer Konsens, dass der derzeit 

verfügbare Sanktionsrahmen im Ordnungswidrig-

keitengesetz nicht ausreichend ist, um Unter-

nehmen für systematische, strafbare Wettbe-

werbsverzerrungen zur Verantwortung zu ziehen. 

Es wird also in Zukunft höhere und häufigere 

Bußgelder geben, auch wenn die gesetzliche 

Grundlage dafür noch strittig ist. 

Verantwortung der Leitungsorgane rückt in den 

Fokus 

Für Entscheidungsträger werden neue Sankti-

onsmöglichkeiten mit dem Risiko ihrer persönli-

chen Haftung einhergehen. Ein früher, wissen-

schaftlicher Entwurf des Verbandssanktionenge-

setzes (der „Kölner Entwurf“) sah noch ein Verbot 

vor, Regress bei den Leitungsorganen zu nehmen. 

Sanktionierte Unternehmen würden sich das 

Der vollständige Artikel ist abrufbar unter 

www.versicherungsmonitor.de 
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Bußgeld sonst einfach vom Vorstand und dessen 

D&O-Versicherer zurückholen und sich so der 

Sanktionierung entziehen, so der Hintergedanke.  

Im aktuellen Referentenentwurf ist von einem 

Regressverbot keine Rede mehr. Nicht nur im 

federführenden SPD-Ministerium herrscht die 

Meinung vor, man dürfe Sanktionen nicht allein 

den ehrlichen Angestellten eines Unternehmens 

aufbürden, die das Bußgeld mittelbar über den 

jahrelangen Verzicht auf Gehaltserhöhungen zu 

tragen hätten. Auch Entscheidungsträger, die 

durch fahrlässiges Unterlassen ausreichender 

Aufsicht kriminelle Handlungen ermöglichten, 

sollen zur Verantwortung gezogen werden. Eine 

grundsätzliche Regressmöglichkeit für das sankti-

onierte Unternehmen gegen (mit-

)verantwortliche Entscheidungsträger erscheint 

also denkbar. 

Da ist auch die Möglichkeit abgemilderter Sankti-

onen bei nachweisbaren Compliance-

Maßnahmen und internen Untersuchungen kein 

Lichtblick für Entscheidungsträger. Wenn unter-

nehmensinterne Untersuchungen angestrengt 

werden, kommen fast immer kleinere oder grö-

ßere Missstände der Compliance-Strukturen an 

das Tageslicht. Eine zivilrechtliche Haftung des 

Vorstands für Vermögensschäden im Zusammen-

hang mit Verfehlungen von Mitarbeitern ist dann 

regelmäßig ableitbar – ganz unabhängig von 

möglichen Sanktionen gegen das Unternehmen. 

Und kein noch so umfassendes Compliance-

Handbuch oder klingendes Zertifikat kann das 

Management vollständig enthaften, wenn sich 

die Praxis nicht an die Theorie gehalten hat. 

Es bleibt abzuwarten, ob und wie ein finaler Ge-

setzesentwurf des Verbandssanktionengesetzes 

der Fehlbarkeit von Menschen und Systemen in 

ihrer Komplexität Rechnung tragen wird. Für rei-

ne Aufsichtspflichtverletzungen gibt es schon 

heute das scharfe Schwert der zivilrechtlichen 

Haftung, die in Deutschland strenger ist als in vie-

len anderen Industrieländern. Damit Konzerne ihr 

bei Politik und Bevölkerung verlorengegangenes 

Vertrauen zurückgewinnen, braucht es jedenfalls 

besserer Ideen als die Strafbarkeit von Organisa-

tionsverschulden.  

 

Diesen Beitrag veröffentlichte das Nachrichten-

portal Versicherungsmonitor am 5. September 

2019. 

Für Rückfragen steht Ihnen der Autor gern zur 
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Über uns: 
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me bis hin zum Compliance-Verstoß im Unternehmen. Sechzehn Berufsträger an zwei Standorten 

(Düsseldorf und Berlin) vereinen hierfür Expertise aus den Bereichen Versicherung, Haftung, Wirt-

schaftsstrafrecht und Gesellschaftsrecht. Weltweit kooperiert die Sozietät mit Kanzleien unter an-

derem in Chicago, New York, London, Paris, Rom, Warschau und Brüssel. Mit seinen internationa-

len Kooperationspartnern bietet Wilhelm die Expertise zur Lösung grenzüberschreitender Haf-
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